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Zwischen Macht und Ohnmacht:  
Gewerkschaftliche Krisenproteste in Westeuropa
Nico Weinmann, Stefan Schmalz

In der Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 provozierten steigende Ar-
beitslosigkeit, wachsende Prekarität und vor allem umfangreiche Austeritätsmaßnahmen 
eine Welle sozialer Proteste. In Südeuropa fanden Generalstreiks und Massendemonst-
rationen statt, neue soziale Bewegungen wie die transnationale Occupy-Bewegung und 
die spanische Indignados entstanden, gleichzeitig erschütterten städtische Unruhen im 
Jahr 2011 Großbritannien oder im Jahr 2013 Stockholm (Castells 2012; Kraushaar 2012; 
Gallas/Nowak 2012; Deppe 2013). In unserem Artikel spüren wir den Wesenszügen dieser 
Proteste nach und legen ein besonderes Augenmerk auf die Gewerkschaften, die in den 
Auseinandersetzungen oftmals als zentrale Akteure beteiligt sind und sich gegen Lohn-
kürzungen, Angriffe auf soziale Sicherungssysteme oder auf Arbeitnehmerrechte zur 
Wehr setzen. Dabei fragen wir, wie mächtig dieser Protest im Europa der Krise ist und 
durch welche besonderen Merkmale er sich auszeichnet. Als Analyserahmen dient uns 
der „Jenaer Machtressourcenansatz“ (vgl. Brinkmann 2008 u.a.: 27ff.; Dörre 2010; Ar-
beitskreis Strategic Unionism 2013). Wir stellen zunächst vor, was wir unter Lohnabhän-
gigenmacht verstehen. Darauf folgt eine kursorische Darstellung1 der Ausgangsbedingun-
gen für gewerkschaftliches Handeln in der aktuellen Krise, um vor diesem Hintergrund 
die zentralen Merkmale des gegenwärtigen Protests herauszuarbeiten.

Was ist Lohnabhängigenmacht?

Bei unserer Betrachtung gehen wir von der theoretischen Vorannahme aus, dass Lohn-
abhängige über „Macht“ verfügen, mit der sie die Asymmetrien in den Austauschbezie-
hungen von Kapital und Arbeit durch kollektive Mobilisierungen von Machtressourcen 
korrigieren können. Sie beruht auf dem Zusammenspiel verschiedener Machtressourcen: 

Strukturelle Macht (structural power) bezieht sich auf die Stellung der Lohnabhängigen 
im Wirtschaftssystem (Wright 2000; Silver 2005: 30ff.). Ihr zugerechnet werden Produk-
tions- und Marktmacht. Über die Mobilisierung ersterer – beispielsweise durch Streiks, 
Sabotage oder Bummelei – wird in den Produktionsprozess eingegriffen, es werden Kos-
ten für Unternehmer verursacht und ggf. Zugeständnisse erzwungen (Brinkmann u.a. 
2008: 27; vgl. auch: Hoffmann 1981). Marktmacht wiederum ergibt sich aus der Struktur 
und der Segmentierung des Arbeitsmarktes. Sie resultiert beispielsweise aus dem „Besitz 
seltener Qualifikationen, die von Arbeitgebern nachgefragt werden, geringer Arbeitslo-
sigkeit“ und der „Fähigkeit sich vollständig vom Arbeitsmarkt zurückzuziehen und von 
anderen Einkommensquellen zu leben“ (Silver 2005: 30ff.) – ein Sachverhalt, der sich für 
Stammbelegschaften, prekär Beschäftigte oder Arbeitslose als sehr unterschiedlich dar-
stellen kann.

Organisationsmacht (associational power) entsteht aus der Herausbildung von strategie- 
und konfliktfähigen kollektiven Akteuren. Hierzu zählen Gewerkschaften, Betriebsgrup-
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pen oder -räte und auch politische Parteien, wobei die Gewerkschaften die zentrale Rolle 
als Interessenvertretung von Lohnabhängigen wahrnehmen. Ein zentrales Kriterium für 
eine hohe Organisationsmacht ist die Mitgliederzahl. Darüber hinaus sind etwa Infra-
strukturressourcen, eine effiziente Organisationsstruktur, eine aktive Beteiligung der Ge-
werkschaftsmitglieder und eine hohe innere Kohäsion der Organisation von Bedeutung 
(Lévesque/Murray 2010, Arbeitskreis Strategic Unionism 2013). Organisationsmacht 
kann fehlende strukturelle Macht teilweise kompensieren, ohne sie jedoch vollständig zu 
ersetzen.

Institutionelle Macht ist das Resultat von Kämpfen und Aushandlungsprozessen, in de-
nen strukturelle Macht und Organisationsmacht mobilisiert wurden. Institutionen ver-
standen als soziale Basiskompromisse können über ökonomische Konjunkturen und 
kurzzeitige Veränderungen gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse hinweg Bestand haben 
und Verhaltensregeln fortschreiben (Brinkmann u.a. 2008: 25; Dörre 2010: 876). Insti-
tutionelle Macht kann in diesem Sinn in Verfassungsregelungen, Gesetzen oder den eta-
blierten Institutionen der industriellen Beziehungen verankert sein, aber auch in mittel-
fristigen Übereinkommen wie korporatistische Dialogverfahren. In der institutionellen 
Macht ist zudem ein Doppelcharakter angelegt (Zoll 1976): Sie gewährt Gewerkschaften 
zwar oftmals weitgehende Rechte, führt aber zugleich zur Einschränkung ihrer Hand-
lungsfähigkeit. So gehen beispielsweise umfangreiche Rechte der ArbeitnehmerInnen im 
dualen System der industriellen Beziehungen in Deutschland einher mit dem Verbot von 
politischen Streiks.

Unter der gesellschaftlichen Macht verstehen wir die Handlungsspielräume, die aus 
tragfähigen Kooperationszusammenhängen mit anderen sozialen Gruppen und Orga-
nisationen sowie der Unterstützung der Gesellschaft für gewerkschaftliche Forderungen 
entspringen. Es existieren mit der Kooperationsmacht und Diskursmacht zwei Quellen 
gesellschaftlicher Macht: Erstere wird über Netzwerke zu anderen gesellschaftlichen Ak-
teuren, über gemeinsame Mobilisierungen, Kampagnen und Aktionen entfaltet (Frege 
u.a. 2004: 137ff.; Turner 2006; Brinkmann u.a. 2008: 98ff.). Diskursmacht kommt hinge-
gen über die Fähigkeit zum Ausdruck, inwiefern die Meinungsführerschaft zu gewerk-
schaftlich relevanten Themen in öffentliche Debatten übernommen werden kann bzw. 
Gerechtigkeitsnormen beeinflusst werden können.

Die skizzierten Machtressourcen sind nicht als additive Größen zu verstehen. Ihr Um-
fang und ihre Ausprägung bedingen sich vielmehr gegenseitig. Wir gehen bei unserer 
Betrachtung davon aus, dass die Konfiguration von Lohnabhängigenmacht die Form und 
den Ausgang der Krisenproteste prägt und die Aushandlung von gewerkschaftlichen Stra-
tegien beeinflusst: Ausgeprägte strukturelle, institutionelle, organisatorische und gesell-
schaftliche Machtressourcen ermöglichen beispielsweise eine offensive gewerkschaftliche 
Ausrichtung. Falls umfangreiche Rechte auf betrieblicher Ebene und korporatistische Di-
alogverfahren vorhanden sind, werden oftmals gewerkschaftliche Strategien verfolgt, die 
innerhalb fester institutioneller Prozeduren verlaufen. Sind solche Mechanismen wiede-
rum wenig ausgeprägt, neigen Gewerkschaften dazu, direkt auf ihre Organisationsmacht 
(und auch strukturelle Macht) zu vertrauen. Außerdem tendieren sie dazu, ihre gesell-
schaftliche Macht zu mobilisieren. Gleichzeitig führen Proteste immer auch zur Rekonfi-
guration von Machtressourcen, indem sich z.B. die Mitgliederstruktur oder institutionelle 
Regelungen verändern. 
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Geschwächte Lohnabhängigenmacht am Vorabend der Krise 

Als die Krise im Jahr 2008 Europa traf, lag die letzte große Welle von offensiven Kämpfen 
der europäischen Gewerkschaftsbewegung bereits um Jahrzehnte zurück. Der Pariser Mai 
1968, der „heiße Herbst“ in Italien, der deutscher Septemberstreik 1969 oder auch die 
Streikwelle in Großbritannien 1971/72 stellten im Zeitraum von 1968-73 die Höhepunkte 
eines Protest- und Streikzyklus dar, der in der Nachkriegszeit seinesgleichen sucht. Die 
Auseinandersetzungen vollzogen sich seinerzeit zu einem Zeitpunkt gefestigter Lohn-
abhängigenmacht: Jahrzehnte des Wirtschaftswachstums, Reallohnsteigerungen, Voll-
beschäftigung sowie ein Bedeutungsgewinn der tayloristischen Arbeitsteilung stärkten 
die strukturelle Macht (Silver 2005: 74f.; Dubois 1978: 17f.). Der gewerkschaftliche Or-
ganisationsgrad überschritt in einigen Ländern Europas die 40 Prozentmarke (Schmalz/
Weinmann 2013: 7). In der politischen Arena fanden die Gewerkschaften mit ArbeiterIn-
nenparteien etablierte BündnispartnerInnen. Die institutionelle Macht der Lohnabhängi-
gen war durch den fordistischen Dreieckskompromiss zwischen Unternehmen, Gewerk-
schaften und Staat gewachsen und manifestierte sich vielfältig in überbetrieblichen wie 
betrieblichen Regelungen (Buci-Glucksmann u.a. 1982). 

Zum Ende der 1960er weckte ein Ende der quasi automatischen Reallohnsteigerung in 
der fordistischen Konstellation neue Lohnforderungen. Auch begann die zweite Generati-
on von ArbeitsmigrantInnen aus der europäischen Peripherie gegen ihre Benachteiligung 
zu rebellieren (Silver 2005: 74). In der politischen Großwetterlage von 1968 keimten zu-
dem Forderungen nach mehr Demokratie im Betrieb auf (Horn 2007: 33), und es eröff-
neten sich Interaktionsmöglichkeiten mit anderen sozialen Bewegungen. In Kernsektoren 
mit hoher Produktionsmacht wie der Autoindustrie wurden neue Formen der Arbeits-
belastung Konfliktgegenstand (z.B.: Akkordregelungen). Zwischen den Jahren 1968 und 
1973 kulminierten solche soziale Auseinandersetzungen in einem Protest- und Streikzyk-
lus, der sich in Intensität und Reichweite von der gesamten Nachkriegszeit abhob (Shalev 
1978: 2; van der Velden u.a. 2007: 13; Horn 2007; kritisch: Gallas/Nowak 2013). 

Die Offensivphase der Gewerkschaften führte zu deutlichen Reallohnsteigerungen 
und einem Ausbau der Organisationsmacht. Es wurden einige Repräsentationslücken in 
den industriellen Beziehungen gegenüber Randbelegschaften geschlossen (Dubois 1978: 
21ff.), womit auch institutionelle Machtressourcen wuchsen. Gewerkschaftliche Anlie-
gen waren in der Gesellschaft weithin akzeptiert und in vielen Ländern regierten den 
Gewerkschaften wohlgesonnene sozialdemokratische bzw. sozialistische Regierungen, in 
Ländern Südeuropas wurden Diktaturen gestürzt.

Unter den Bedingungen der Wirtschaftskrise 1974/75 fand die Offensive der Gewerk-
schaften in den meisten westeuropäischen Ländern dann ein Ende (Gourevitch u.a. 1984; 
Brandt u.a. 1982: 64ff.). Vor allem die aufkeimende strukturelle Massenarbeitslosigkeit 
in Folge des tiefsten wirtschaftlichen Einbruchs seit 1945 untergrub die Marktmacht der 
Lohnabhängigen. In dieser Gemengelage setzten Gewerkschaften zunehmend auf tripar-
tistische Zusammenarbeit mit den Regierungen und Arbeitgebern. Die Gewerkschaften 
tauschten dabei oftmals eine Zurückhaltung bei Lohnforderungen gegen eine Stärkung 
innerbetrieblicher Rechte oder den Einfluss auf Politikfelder wie der Sozialpolitik ein 
(Streeck 2003: 95). Es kam deshalb kurzfristig zu einer Konsolidierung von institutio-
neller und Organisationsmacht. Die Rahmenbedingungen gewerkschaftlichen Handelns 
wurden jedoch langfristig durch das Umschwenken zahlreicher Regierungen auf eine 
angebotsorientierte Wirtschaftspolitik erschwert. Spätestens ab den 1980er Jahren setzte 
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schließlich ein wahrnehmbarer Rückgang gewerkschaftlicher Machtressourcen und Ak-
tionsfähigkeit ein: Die Massenarbeitslosigkeit verfestigte sich, weshalb die Marktmacht 
sank und Druck auf die Organisationsmacht der Gewerkschaften ausgeübt wurde (Streeck 
2011: 13ff.; Schmalz/Weinmann 2013: 7). Ökonomische Restrukturierungen der Produk-
tion, Privatisierungsprozesse und Attacken auf die institutionellen Grundlagen der Ar-
beitsbeziehungen setzten den Gewerkschaften zusätzlich zu (Deppe 2012: 115f.). Herbe 
Niederlagen wie der gescheiterte Bergarbeiterstreik in Großbritannien 1984 verdrängten 
bald die Erinnerung an die erfolgreichen Kämpfe. Die widrige politische Großwetterlage 
nach konservativen Wahlsiegen wie denen von Thatcher und Kohl schwächten zusätzlich 
die Position der ArbeiterInnenbewegung.

Über die 1990er Jahre hinweg bis zur gegenwärtigen Krise schwächten die strukturelle 
Arbeitslosigkeit, die Zunahme von prekären Beschäftigungsverhältnissen und ein Um-
schwenken zu aktivierender Arbeitsmarktpolitik in den meisten westeuropäischen Staa-
ten die Marktmacht der ArbeiterInnen. Die Transnationalisierung der Unternehmen und 
Standortverlagerungen trugen dazu bei, dass ihre Produktionsmacht erodierte. Auch die 
Organisationsmacht wurde nicht nur durch Mitgliederverluste, sondern auch durch Reprä-
sentationsdefizite gegenüber Randbelegschaften, Beschäftigen im Dienstleistungssektor und 
Frauen sowie verkrustete Handlungsroutinen geschwächt (Dörre 2010: 895ff.). Ehemalige 
ArbeiterInnenparteien hatten sich durch ihre Dritte-Weg-Politik von den Gewerkschaften 
entfernt (Crouch 2008: 83ff.; Nachtwey 2009). Gewerkschaften standen nunmehr in der öf-
fentlichen Debatte oft als „Neinsager“ und Reformbremsen da (Deppe 2003: 3) und hatten 
Probleme, politische Bündnisse mit neuen sozialen Bewegungen aufzubauen. Die zuneh-
mende Shareholder-Value-Orientierung hatte den Charakter der betrieblichen Institutionen 
verändert, aus sozialpartnerschaftlichen Korporatismen waren Wettbewerbsbündnisse ge-
worden. Die Unternehmen (meist auch der Staat) zogen sich aus tripartistischen Verhand-
lungen zurück, was die institutionellen Machtressourcen untergrub. Am Vorabend der Krise 
hatten sich die Voraussetzungen für gewerkschaftliches Handeln nach fast drei Jahrzehnten 
des neoliberalen Rollbacks grundlegend verschlechtert (Deppe 2012: 130ff.). 

Lohnabhängigenmacht in der Krise

In dieser Konstellation traf die Finanz- und Wirtschaftskrise Westeuropa ab 2008 in zwei 
Wellen: In den Jahren 2008/09 war zunächst die (Export-)Produktion betroffen. Seit 
2010 kehrte die Euro- bzw. Schuldenkrise dann in Länder mit einer hohen Auslands- 
und Staatsverschuldung zurück, wo sie 2012 mehrfach zu Rezessionen führte (Lapavitsas/
Kouvélakis 2012; FAZ, 10.11.2011). Die ungleiche Arbeitsteilung in der EU trug dazu bei, 
dass sich der Krisenverlauf und die Fähigkeiten der Einzelstaaten zur Krisenbewältigung 
stark unterschieden: Griechenland oder Portugal etwa wurden von der Krise früher und 
härter getroffen, während das europäische Zentrum um Deutschland oder Österreich sich 
besser abschirmen konnte. Auch die Sparpakete und Austeritätsmaßnahmen fielen in den 
wirtschaftlich schwächeren Ländern ungleich härter aus (Bieling 2011: 187; Lapavitsas/
Kouvélakis 2012: 113ff.). Die Ausprägung des sozialen Protests korrespondiert mit dem 
ungleichen Krisenverlauf. In einer ersten Protestwelle kulminierten vor allem betriebli-
che Defensivkämpfe und vereinzelte politische Protestbewegungen. Es folgte eine Ver-
schärfung der Konflikte in der zweiten Krisenphase, als ab 2010 in Südeuropa vermehrt 
politische Massenproteste gegen die Sparmaßnahmen stattfanden. Anhand ausgewählter 
Beispiele zeichnen wir diesen ungleichen Protestverlauf nach:
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In Deutschland wurde die Krisenbekämpfungspolitik unter der Mitwirkung der Ge-
werkschaften implementiert (Haipeter 2012). Der deutsche „Krisenkorporatismus“ (Ur-
ban 2010) zeichnete sich durch ein Bündel von Maßnahmen aus, etwa die Ausweitung 
der Kurzarbeit, der Abbau von Arbeitszeitkonten und Konjunkturmaßnahmen wie die 
„Abwrackprämie“. Die Krisenfolgen wurden auf diese Weise abgefedert. Mit einem Kon-
junktureinbruch von rund 5,1 Prozent des BIP im Jahr 2009 lag dieser über dem vie-
ler Nachbarländer. Gleichzeitig wuchs dabei im Vergleich jedoch die Arbeitslosenrate 
deutlich weniger stark (Leschke 2010: 16ff.). Dieses „Beschäftigungswunder“ (Krugman 
2009: A31) wurde durch die rasche Erholung der deutschen Wirtschaft seit Mitte 2009 
begünstigt, nicht zuletzt dank eines dynamischen Exportwachstums auf außereuropäi-
schen Märkten. Vor diesem Hintergrund fiel die Anzahl der Streiktage 2009 auf einen 
Minimalwert: Im industriellen Sektor sank sie auf ein Drittel des Vorjahreswertes, in der 
zersplitterten Tariflandschaft im Dienstleistungssektor kam es zu relativ vielen kleineren, 
aber isolierten Auseinandersetzungen (vgl. hierzu: Kocsis u. a. 2013). Nur in wenigen Ein-
zelfällen entstanden „wilde“ Betriebskonflikte. Die wichtigsten sozialen Auseinanderset-
zungen hatten nur einen indirekten Bezug zur Krise, wie die Demonstrationen gegen das 
Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 oder die Anti-Atomproteste. Als krisenbezogene Bewegung 
erlangte lediglich die Occupy-Bewegung größere öffentliche Aufmerksamkeit. Im Jahr 
2012 konnten die deutschen Gewerkschaften in den Tarifrunden stattliche Lohnzuwäch-
se erreichen (Hinz/Woschnack 2012) und im Jahr 2013 konnten sie diese Entwicklung 
auf einem niedrigeren Niveau konsolidieren. Insgesamt kam es ab 2011 zu einem Auf-
wärtstrend bei den Mitgliederzahlen verschiedener Einzelgewerkschaften. Vor dem Hin-
tergrund von massiven Exportüberschüssen und Kapitalzuflüssen erfuhr das „Deutsche 
Modell“ so eine vorübergehende Renaissance.

Die französische Wirtschaft wurde aufgrund ihrer stärkeren Binnenmarktorientierung 
zunächst schwächer von der Krise getroffen. Dennoch wurde der Ausbruch von wachsen-
den Protesten begleitet. Sie knüpften an gewerkschaftliche Kämpfe an, die bereits mit den 
Protesten gegen die Rentenreform im Jahr 2003 begannen, sich nach den städtischen Un-
ruhen in den Banlieues Ende 2005 durch die Jugendproteste gegen den Erstanstellungs-
vertrag (Contrat première embauche) im Folgejahr vertieften und 2007 schließlich in lan-
desweite Bildungsproteste mündeten (Pernot 2010: 27ff). Die gewerkschaftlichen Proteste 
gegen die Krisenpolitik der Regierung Sarkozy Anfang 2009 fanden eine hohe Resonanz, 
verloren aber mit der Erholung der Konjunktur an Schlagkraft (Artus 2010: 468). Die un-
mittelbare Kriseneinwirkung führte zu einer Welle betrieblicher Konflikte, in Form von 
Betriebsbesetzungen, bossnapping oder wilden Streiks (ebd.: 469; Hayes 2012: 188ff.). Es 
folgte im Jahr 2010 eine zweite Konfliktwelle, als Sparmaßnahmen der Regierung prä-
sentiert wurden (Béroud/Yon 2012). Im Herbst 2010 kam es zu mehrtägigen Protesten, 
Straßenblockaden und Besetzungen von Raffinerien. Der Präsidentschaftswahlkampf 
2011 und der Wahlsieg des Sozialisten Hollande im Folgejahr beendeten die erste Welle 
des Protestzyklus. Die Regierung setzte einige Kurskorrekturen, etwa in der Steuer- und 
Rentenpolitik, um, sah sich aber vor dem Hintergrund der Eurokrise zu einer gemäßigten 
Fiskalpolitik veranlasst. Frankreich wurde seitdem – vom europäischen Streiktag im No-
vember 2012 abgesehen – zunächst nicht mehr zum Schauplatz nennenswerter Proteste. 
Allerdings kam es im Jahr 2013 vor dem Hintergrund der Eurokrise, Reformen und einer 
hohen Unzufriedenheit mit der Regierung Hollande zu erneuten Protesten: Im Spätherbst 
2013 entstanden zunächst in der Bretagne und dann auch in anderen französischen Städ-
ten Demonstrationen gegen Arbeitslosigkeit und steigende Mehrwertsteuern. 
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In Großbritannien wurde die finanzialisierte Wirtschaft durch die Finanzkrise 2008/09 
besonders hart getroffen. Hohe Summen aus dem Staatshaushalt von über 850 Milliarden 
Pfund gingen in Bankenrettungspakete. Anders als in Frankreich und Deutschland setzte 
die neue Regierung Cameron im Jahr 2010 ein drastisches Sparpaket um, das Kürzungen 
von rund 81 Milliarden Pfund vorsieht. Das Land rutschte im Jahr 2011 erneut in eine Re-
zession. Darauf folgte eine Protestwelle, die von Gewerkschaften, Jugendlichen und Stu-
dierenden getragen wurde. Die Auseinandersetzungen begannen bereits mit einer Welle 
von wilden Streiks im Jahr 2008/09 von Bauingenieuren im Energiesektor und einzelnen 
Betriebsbesetzungen, die am Gewerkschaftsapparat vorbei geführt wurden (Gall 2012; 
Gallas/Nowak 2012: 74ff.). Darauf folgten ab Herbst 2010 große studentische Mobilisie-
rungen, die sich gegen die Erhöhung der Studiengebühren richteten. Im Folgejahr knüpf-
ten daran verschiedene gewerkschaftliche Demonstrationen und Streiktage im öffentli-
chen Sektor an mit der größten gewerkschaftlichen Mobilisierung seit zwei Jahrzehnten 
im März 2011 und den meisten Streiktagen seit 1990 im selben Jahr (ebd.: 73). Im August 
2011 entluden sich bei fünftägigen Riots landesweit extreme soziale Spannungen in den 
englischen Städten (The Guardian/LSE 2011, Liebig 2012). Nicht zuletzt diese Ereignisse 
verdeutlichen, dass entscheidende Teile der Sozialproteste in Großbritannien am institu-
tionellen Rahmen und den Gewerkschaften vorbei gehen.

Noch zugespitzter war und ist die Situation in Südeuropa. Hier machten sich die Kri-
senfolgen 2008/09 zunächst besonders scharf in Spanien bemerkbar (López/Rodríguez 
2012). Jede fünfte neue Arbeitslose in Europa war SpanierIn. In Italien wiederum kam 
es zu einem tiefen Exporteinbruch, von dem sich das Land bis heute nicht erholt hat. 
Die Leistungsbilanzdefizite und Staatschulden in Portugal und Griechenland verschärften 
sich nochmal mit der Zuspitzung der Eurokrise ab 2010, sodass in sämtlichen südeuro-
päischen Ländern harte Sparprogramme unter der Aufsicht der Troika aus EU-Kommis-
sion, EZB sowie IWF implementiert wurden (Lapavitsas/Kouvélakis 2012: Kap. 11). Die 
Politik griff vielfach institutionelle Grundlagen der Arbeitsbeziehungen an (Lehndorff 
2013: 186f.): In Griechenland wurde das Günstigkeitsprinzip von Flächentarifsystemen 
aufgehoben, sodass nun Haustarifvertragssysteme Vorrang haben. Außerdem wurde die 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen ausgehöhlt. In Spanien hebelte die konser-
vative Regierung Rajoy ebenfalls das Günstigkeitsprinzip aus, zusätzlich können Arbeit-
geber bei Verlusten ihrer Firmen nun die Mindeststandards von Flächentarifverträgen 
unterschreiten. Die Gewerkschaften in Südeuropa pendelten zwischen (gescheiterten) 
tripartistischen Sozialpakten und massiven Protesten gegen die Kürzungen, was sich in 
einer explosionsartigen Zunahme von politischen Streiks widerspiegelte (Gallas/Nowak 
2012: 39ff.; Kelly u.a. 2013). Allein 2010 und 2011 kam es in Europa zu 36 Generalstreiks, 
davon fanden alle bis auf einen in Südeuropa und Frankreich statt. Der Süden Europas 
entwickelte sich auf diese Weise zu einem Zentrum der sozialen Kämpfe (Charnock u.a. 
2012; Roitman Rosenmann 2012; Deppe 2013: 10).

Die Auswirkungen der Krise trugen in fast allen Fällen dazu bei, dass die gewerkschaft-
lichen Machtressourcen schwanden. Vor allem die Marktmacht sank massiv durch die 
steigende Arbeitslosigkeit. Anders als in den späten 1970ern existieren heute in vielen eu-
ropäischen Ländern nur noch begrenzte Handlungsspielräume für krisenkorporatistische 
Arrangements. Nicht nur hierin drückt sich eine geschwächte institutionelle Macht von 
Gewerkschaften aus. Die massiven Reformen beschnitten auch elementare institutionelle 
Machtressourcen der südeuropäischen Gewerkschaften (Flächentarifverträge, Mindest-
löhne, etc.). Auch mussten Mitgliederverluste verbucht werden. Die Tatsache, dass die eu-
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ropäische ArbeiterInnenbewegung in einer tiefen Krise steckt, wurde durch die deutsche 
Entwicklung relativiert (Dörre 2011). Obwohl auch hier ein unverkennbarer Prekarisie-
rungstrend vorherrschte, erreichten verschiedene Einzelgewerkschaften eine organisato-
rische Konsolidierung (Haipeter 2012).

Gewerkschaftlicher Krisenprotest zwischen Nicht-Normierung und Isolierung

Zwei Merkmale stechen bei den gegenwärtigen Protesten auf besondere Weise hervor: 
Erstens zeichnen sie sich durch eine besondere Bedeutung von „nicht-normierten“ Kon-
flikten aus und zweitens sind große Mobilisierungen weitgehend auf Südeuropa begrenzt 
und befinden sich damit in der Isolation.

Zunächst haben sich – aufgrund der zunehmenden sozialen Spaltung, dem Ab- und 
Umbau des Wohlfahrtsstaats, dem stetigen Abwärtstrend in der gewerkschaftlichen Or-
ganisationsentwicklung, der Aushöhlung institutioneller Regelungen und wachsender 
Repräsentationslücken – vermehrt verwilderte, nicht-normierte soziale Konflikte etab-
liert (Dörre 2010: 900; Honneth 2011: 15f.). Laut einer systematischen Auswertung von 
Zeitungsartikeln der New York Times nahm die Anzahl von nicht-normierten Konflikten 
deutlich zu: Fanden zwischen 2004 bis 2007 nur 107 nicht-normierte Proteste statt, wuchs 
deren Anzahl im Zeitraum 2008 bis 2011 auf 159 an.2 Das Verhältnis von normierten zu 
nicht normierten Konflikten veränderte sich in den gleichen Zeiträumen von 2,2 (2004-
2007) auf 1,8 (2008-2011) (vgl. Abb. 1)3.

Abb.1: Protestereignisse in der EU-27 im Zeitraum von 2004-2011 nach Konfliktform (Quel-
le: JenaConDa 2013)
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Diese Form der Klassenkonflikte zeichnet sich dadurch aus, dass die Akteure die insti-
tutionellen Verfahren missachten oder ihr „repertoire of contention“ (Tilly 1986: 4) von 
tradierten Handlungsvorstellungen abweicht. An dieser Stelle kommt die über die letz-
ten Jahrzehnte vollzogene Entleerung und Erosion institutioneller Mechanismen der 
Konfliktregelung zum Tragen: Die ökonomischen Rahmenbedingungen haben sich ver-
ändert, die wohlfahrtstaatliche Abfederung wurde geschwächt und die Lohnabhängigen 
haben an institutioneller Macht eingebüßt. Es scheint fast so, als ob der Klassenkonflikt 
aus seiner „institutionellen Isolierung“ ausgebrochen sei (Dahrendorf 1957: 234; vgl. auch 
Join-Lambert u.a. 2011). Das hat zur Folge, dass die Gewerkschaften nicht immer eine 
zentrale Rolle in den Protesten spielen, manchmal gehen die sozialen Konflikte sogar 
gänzlich an ihnen vorbei.

Bei den aktuellen Protesten kann zwischen drei Typen nicht-normierter Konflikte un-
terschieden werden: Erstens äußerten sich unter den schweren wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen die Repräsentationslücken und mangelnden institutionellen Rechte in de-
fensiven „wilden“ Betriebskonflikten. So brachen in der Krise in Frankreich, England und 
auch in Südeuropa wellenförmig Fälle von bossnapping, wilden Streiks und Betriebsbeset-
zungen aus (Hayes 2012, Gall 2012). Die soziale Basis für diese Protestform ist die Indust-
riearbeiterInnenschaft. Als zweite Konfliktform haben sich politische Massenbewegungen 
etabliert. Sie sind klassische „polanyische Konflikte“ (Silver 2005: 34ff.), die sich gegen 
die Vermarktlichung der gesellschaftlichen Beziehungen richten. Im Fokus der Proteste 
steht dabei die staatliche Austeritätspolitik. Schon frühere Budgetkürzungen waren eine 
wichtige Ursache für teilweise gewalttätige Massenproteste (Ponticelli/Voth 2011). Neu 
ist jedoch, dass diese Kürzungen von einem „postdemokratischen“ Repräsentationsde-
fizit im politischen System begleitet werden (Crouch 2008). Dies wird bei den Protesten 
der spanischen Indignados deutlich, die sich nicht nur gegen Sozialkürzungen wenden, 
sondern auch „democracia real“, echte Demokratie, einfordern. Die Sozialstruktur der 
Massenbewegung deutet auf zwei verschiedene Subtypen dieser Protestform hin: Wäh-
rend der „Aufruhr der Ausgebildeten“ (Kraushaar 2012) der Indignados und Occupy-Ak-
tivistInnen vor allem prekarisierte oder arbeitslose HochschulabsolventInnen zusammen-
bringt, die von den Gewerkschaften keine Vertretung ihrer Interessen erwarten, sind in 
den Kämpfen gegen Sozialkürzungen und Austeritätsmaßnahmen oftmals Gewerkschaf-
ten – insbesondere aus dem öffentlichen Dienst – an der Spitze. Drittens haben die ver-
schiedenen städtischen Unruhen zu einem „bargaining by riots“ in den marginalisierten 
Stadtvierteln geführt. Dieses kann „trotz der unbestrittenen Relevanz von ethnischen 
oder geschlechtsspezifischen Konstruktionen – als Ausdruck von ‚Brotkonflikten‘, von 
spontanem, mitunter aber auch von organisiertem Klassenhandeln jenseits der gewerk-
schaftlichen und politischen Arbeiterbewegung analysiert werden“ (Dörre 2010: 900). 
Auch diese Proteste deuten auf einen grundlegenden Formwandel des Klassenkonflikts 
und erinnern an gewalttätige Massenausschreitungen, wie sie in Großbritannien Ende 
des 18. Jahrhunderts von Unterklassen gegen steigende Brotpreise praktiziert wurden 
(Thompson 1971). Die TrägerInnen des Protests sind oftmals Jugendliche, die nicht nur 
arbeitslos oder prekär beschäftigt sind, sondern die auch in den Quartieren der Vorstädte 
leben und über einen geringen Bildungsgrad und damit dauerhaft schlechte Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt verfügen. In Deutschland sind bisher alle drei Protestformen von ge-
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ringer Bedeutung gewesen. Dies könnte sich jedoch ändern, falls mit der ökonomischen 
Stabilität die Geschäftsgrundlage des deutschen Krisenkorporatismus verloren geht.

Darüber hinaus führt nicht zuletzt die ungleiche Entwicklung des Krisenverlaufs auch 
zur heterogenen Entwicklung von sozialen Kämpfen (Becker 2012: 467ff.). Das Epizent-
rum des Protests ist bislang der europäische Süden. Nicht nur die Anzahl der General-
streiks stieg hier deutlich an. Auch insgesamt ist die Zahl der Protestereignisse in den 
vier südeuropäischen Krisenländern rasch gewachsen. Fanden laut JenaConDa zufolge in 
Griechenland, Spanien, Italien und Portugal im Zeitraum 2004 bis 2007 nur 60 Protester-
eignisse statt, wuchs deren Anzahl im Zeitraum 2008 bis 2011 auf insgesamt 223 an (vgl. 
Abb. 2).4 Der Anteil der südeuropäischen Proteste in der EU-27 stieg deutlich von 17,3 
auf 50,9 Prozent. Gewerkschaften waren bei diesen Konflikten zu rund einem Drittel die 
wichtigsten Protestakteure. Die südeuropäischen Proteste richten sich zu über 86 Prozent 
an den Staat als Adressat, ohne dass bisher die Austeritätsmaßnahmen verhindert werden 
konnten; der ökonomische Handlungsspielraum in Südeuropa erweist sich als gering und 
durch das institutionelle Gefüge des europäischen Fiskal- und Wachstumspakts wird die 
Sparpolitik abgesichert (vgl. Henning 2013). 

Abb. 2: Protestereignisse in der EU-27 von 2004–2011 (Quelle: JenaConDa 2013)

Die Proteste in Europa blieben damit bisher räumlich isoliert. Die sozialen Konflikte wur-
den aus verschiedenen Zentrumsstaaten wie Deutschland oder Österreich ferngehalten 
und artikulierten sich vor allem in der europäischen Semiperipherie. Hierin liegt ein we-
sentlicher Grund ihrer bisherigen Wirkungslosigkeit. Offen bleibt die Frage, wie stabil 
diese Konstellation ist. In Deutschland konnte die Krise durch eine Exportoffensive auf 
außereuropäische Märkte abgefedert werden. Vor allem die chinesische Volkswirtschaft, 
die bereits im Jahr 2011 zum drittwichtigsten Handelspartner Deutschlands avancierte, 
wirkte als Stabilitätsanker (Schmidt/Heilmann 2010: 155ff.; FAZ, 2.2.2012). Ob jedoch die 
Dynamik in den Schwellenländern auf diese Weise zukünftig den Sog der europäischen 
Krise kompensieren kann, ist fraglich. Auch stellt die Schuldnerstruktur einen chroni-
schen Krisenherd dar. Vor dem Hintergrund dieser Instabilitäten sieht es so aus, als ob die 
aktuelle Protestwelle noch nicht beendet ist.
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Anmerkungen

1	 An dieser Stelle werden knapp allgemeine Charakteristika der Entwicklung gewerkschaftlicher 
Machtressourcen seit dem letzten Protestzyklus der Jahre 1968-1973 dargestellt, die sich keines-
falls gradlinig und in allen westeuropäischen Ländern widerspruchsfrei darstellten. Für eine aus-
führliche historisch vergleichende Betrachtung siehe: Schmalz/Weinmann 2013.

2	 Die Daten stammen aus einer ersten Probeerhebung für den Aufbau von JenaConDa (Jena Con-
flict Dataset). Hierbei wurden soziale Konflikte über Schlagwörter aus den digitalen Archiven 
verschiedener Tageszeitungen erhoben und nach unterschiedlichen Kriterien (Aktionsform, 
Teilnehmerzahlen, beteiligte Organisation, etc.) kategorisiert. Für den Zeitraum von 2004 bis 
2011 wurden in der EU-27 insgesamt 792 Protestereignisse aus der New York Times aufgenom-
men. Ein besonderer Dank gilt an dieser Stelle den Studierenden des zweisemestrigen Seminars 
„Zum Wandel des sozialen Konflikts in Europa“, das 2011/12 am Institut für Soziologie an der 
FSU Jena unter der Leitung von Stefan Schmalz stattgefunden hat, insbesondere an Lea Failing, 
Anne Kern, Johan Kittel, Christoph Lammert, Anna-Sophie Noack, Aina Schererz, Luise Stol-
tenberg und Nicole Triebel. Unter nicht-normierten Konflikten haben wir in der Erhebung alle 
Konflikte mit den Aktionsformen Ausschreitung, Besetzung, Flash Mob, Cyberkrieg oder ziviler 
Ungehorsam oder bei denen Gesetzesverstöße, unangemeldete Aktionen oder Gewalt vorlagen, 
gefasst. 
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3	 Eine allererste, noch unkontrollierte Probeerhebung für das Jahr 2012 zeigt allerdings, dass das 
Verhältnis normierter zu nicht-normierter Konflikte wieder etwas erhöht haben könnte.

4	 Aus der noch vorläufigen Probeerhebung für das Jahr 2012 ging hervor, dass die Gesamtzahl der 
Konflikte leicht rückläufig zu sein scheint. Der Anteil Südeuropas bleibt weiterhin hoch. 
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